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VERWALTUNGSBERICHT

DER

DIREKTION DER LANDWIRTSCHAFT
DES KANTONS BERN

FÜR DAS JAHR 1942

Direktor: Begierungsrat H. Stähli.

Stellvertreter: Begierungsrat Dr. H. Mo littet.

I. Personelles.

Die seit einer Reihe von Jahren in unserem Dienste
stehenden Werner Moser und Adolf Bubin, beide
dipi. Ingenieur agr., sind zu Adjunkten des Sekretariates
ernannt worden. Adolf Rubin wurde im Herbst zum
Lehrer der landwirtschaftlichen Schule Bütti ernannt
und daraufhin durch Ing. agr. Dennler ersetzt. Der
fortgesetzt sich erweiternde Aufgabenkreis des uns
unterstellten kriegswirtschaftlichen Amtes für
Landwirtschaft machte die Einstellung weiterer Hilfskräfte
zur Notwendigkeit. Auf dem Bureau Kantonstierarzt
wurde an Stelle des zurückgetretenen Ed. Studer als
Kanzlist Hermann Woodtli gewählt. Für die Behandlung

der beim kantonalen Kulturingenieurbureau zahlreich

eingelangten Meliorationsprojekte musste ein
weiterer Kulturingenieur angestellt werden, und als
solcher wurde gewählt Heinrich Brunner, dipi.
Kulturingenieur.

II. Landwirtschaftliche Lage.

Blockade und Gegenblockade in dem uns umbrandenden

zweiten Weltkriege erschweren der in hohem
Masse auf ausländische Bohprodukte und
Bodenerzeugnisse angewiesenen Schweiz die Einfuhr, die
denn auch im Berichtsjahr in sehr starkem Ausmasse

zurückgegangen ist. Alle Anstrengungen, den Einfuhrausfall

durch Steigerung der Inlandproduktion wenn
auch nur annähernd auszugleichen, sind aber zum
Scheitern verurteilt, wenn nicht günstige Wachstums¬

bedingungen und ein eiserner Wille zur Bewältigung der
damit verbundenen Mehrarbeiten vorhanden sind. Beide
Voraussetzungen haben sich im Berichtsjahr weitgehend
erfüllt. Trotz der anfänglichen trockenen Frühjahrswitterung

hat sich der Stand der Kulturen schon im
Sommer gut entwickelt, und die günstigen Witterungsverhältnisse

dauerten an, bis die Erträge sozusagen
aller Kulturarten gut ausgereift geerntet werden
konnten. Der Heuertrag hätte angesichts des grossen
Mangels an Kraftfutter mengenmässig noch grösser
sein können. Die Getreideäcker zeigten ein
unterschiedliches Bild, immerhin vermochte die Ernte zu
befriedigen. Grosse Erträge lieferten die flächenmässig
stark erweiterten Kartoffeläcker, so dass sich jedermann
mit den für die Ernährung so überaus wichtigen Knollenfrüchten

ausreichend und ohne Bationierungseinschrän-
kungen versorgen konnte. Der Baumfrüchteertrag darf
durchschnittlich als ein mittelguter bezeichnet werden.
Soweit die Kirschenernte nicht dem Frost zum Opfer
fiel, waren die Früchte besonders ihres Zuckergehaltes
wegen sehr gesucht. Die Wirkungen jahrzehntelanger
Bestrebungen zur Verbesserung des inländischen Obstbaues

machen sich denn auch in immer zunehmendem
Masse sowohl im qualitativen wie mengenmässigen
Ertrag geltend, wenn auch auf diesem Gebiete noch
mit vielen rückständigen Auffassungen zu kämpfen
ist. Auch dem Weinbauer wird das Jahr 1942 in guter
Erinnerung bleiben. Trotzdem viel feuchtwarme Tage
das Auftreten des gefährlichen Meltaues zu begünstigen
vermochten, gelang es dem Winzer immer wieder,
auch mit den stark beschnittenen Kupferzuteilungen
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den Kampf erfolgreich aufzunehmen, so dass nur in
einzelnen Parzellen Einbussen im Ertrag entstanden
sind. Erfahrungsgemäss vermag ein starker Traubenbehang

auch bei günstigster Witterung nicht ein
erstklassiges Endergebnis zu zeitigen. Im Berichtsjahr
war aber der durchschnittliche Ertrag nur so gross,
dass er sich qualitätsmässig auch günstig hatte
auswirken können.

Die für unsern Kanton so überaus wichtige
Viehhaltung hat der Ausdehnung des Ackerbaues und des
Fehlens inländischer Futtermittel wegen eine
Einschränkung erfahren müssen. Diese führte zur
Fleischrationierung, und nachdem für wertvolles Zuchtvieh
im Kompensationsverkehr die Möglichkeiten zu einem
allerdings stark gedrosselten Export bestanden, ist
im Gegensatz zu den Vorkriegsjahren die Nachfrage
stärker als das Angebot. Dementsprechend hat die
durch Höchstpreise für Schlachtvieh allerdings stark
begrenzte Preisgestaltung eine Entwicklung erreicht,
die dem Züchter auch die stark gestiegenen Produktionskosten

zu decken vermag.
Die Ausdehnung des Ackerbaues bringt unserer

Landwirtschaft eine grosse zusätzliche Arbeit, die noch
dadurch erschwert wird, dass für die Grenzverteidigung
die landwirtschaftlich tätigen Wehrmänner nur zum
Teil befreit werden können, was uns besonders in den
Anbau- und Erntezeiten immer eine Flut von Gesuchen
einträgt, zu deren Entsprechung uns aber die Kompetenzen

fehlen. Wenn trotzdem, von wenigen
Ausnahmen abgesehen, die der Landwirtschaft überbun-
denen schweren Aufgaben erneut erfüllt worden sind,
so rechtfertigen sich auch Produktenpreise, die ein
bescheidenes Entgelt für die ausserordentlich schweren
Leistungen darstellen.

III. Förderung des Ackerbaues.

Die steigenden Anforderungen, die im Hinblick
auf die Landesversorgung an diesen Sektor gestellt
wurden, bedingten eine besonders starke Zunahme der
Arbeiten.

1. Zuteilung der Anbaupflichtflächen.

Von der schweizerischen Mehranbaufläche von
insgesamt 33,000 ha sind dem Kanton Bern 5000 ha
auferlegt worden, dazu vergrösserte sich die Verpflichtung

um 3500 ha, die im Vorjahre nicht erfüllt worden
sind. Die kantonale Zentralstelle für Ackerbau hat
wie im Vorjahr die Zuteilung auf die einzelnen
Gemeinden vorgenommen, wobei die Erhebung des
eidgenössischen Anbaukatasters zur grundlegenden
Berechnung weitgehend beigezogen werden konnte. Die
Katasteraufnahmen sind mit Ausnahme von einigen
Gebirgsgemeinden nun im ganzen Kantonsgebiet
durchgeführt worden. Von der gesamten Quote von 8500 ha
ist der nichtlandwirtschaftlichen Bevölkerung eine
Fläche von 1000 ha als Selbstversorgungspflicht durch
Eigenanbau, Gemeinschaftsanbau der Gemeinden und
Anbauwerke privatwirtschaftlicher Unternehmungen
Überbunden worden. Die Ausdehnung des
nichtlandwirtschaftlichen Anbaues erforderte die Zurverfügungstellung

von weitern Landflächen. Das von Landwirten
freiwillig zur Verfügung gestellte Anbauland für Nicht-
landwirte vermochte dem Bedarf nicht zu genügen,

weshalb im Einvernehmen mit dem eidgenössischen
Kriegsernährungsamt eine systematische Neuland-
beschaffung durch Bodungen, Entwässerungen,
Entsteinungen, Erdverschiebungen, wie andere
Massnahmen, wie zum Beispiel Niederlegen von ausserhalb
der Wälder wachsenden Bäumen, an die Hand genommen
werden musste.

Für den Kanton Bern bedeutet die verhältnismässig
grosse Pflichtfläche eine Steigerung der bereits
bestehenden Schwierigkeiten. Aus diesen Gründen wurden
der Zentralstelle 125 Gemeinde- und eine sehr grosse
Zahl Privatrekurse gegen die zugemutete Pflichtfläche
eingereicht. Unter dem Zwang der Verhältnisse musste
in den meisten Fällen trotz stichhaltiger Begründung
eine Wiedererwägung abgewiesen werden.

2. Anbauerhebung.

Zur Ermittlung der Anbauflächen fand in den
Sommermonaten Juni/Juli eine Anbauerhebung statt,
die folgendes Bild ergab:

I. Getreide, Total 44,460 ha
ha

Winterweizen 13,475
Sommerweizen 4,044
Winterroggen 3,685
Sommerroggen 430
Dinkel 5,542
Mischel 4,172
Mais 31

Total Brotgetreide 31,379

Wintergerste 1,376
Sommergerste 2,680
Hafer 8,587
Mischel 417
Übrige 21

Total Futtergetreide 13,081

II. Wurzel- und Knollengewächse, Total 22,837 ha

ha
Kartoffeln 18,301
Zuckerrüben 1,418
Bunkelrüben und andere 2,748
Rübli als Hauptfrucht 370

III. Gemüse, Total 2,610 ha

IV. Handelspflanzen, Total 224 ha

Total offenes Ackerland, ohne Kleingärten 70,131 ha

Kleingärten. 1,465 ha

Gesamte Ackerbaufläche inkl. Kleinpflanzer 71,596 ha

Die gesamte Anbaupflicht für das Erntejahr 1942
stellte sich auf 72,876 ha. Der Kanton hat demnach
bis auf 1280 ha seine Aufgabe erfüllt, was grosse
Bereitwilligkeit und Opferbereitschaft speziell der
Landbevölkerung bezeugt. Nicht' zuletzt wird es auch das

Verdienst der 16 Bezirkskommissäre für Ackerbau
sowie der vier im Berichtsjahre im Jura und Oberland
eingesetzten praktischen Ackerbauberater sein, die

in ständigem Einvernehmen mit der kantonalen
Zentralstelle die Voraussetzungen für die weitere
Ausdehnung des Ackerbaues schufen.
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Wenn auch das Mittel der Sanktionen generell
nicht geeignet erscheint, um den Ackerbau nachhaltig
zu fördern, musste es doch in Fällen offensichtlicher
Nachlässigkeit zur Anwendung gelangen, um eine
gleichmässige Lastenverteilung zu garantieren. So
wurden in krassen Fällen durch die strafrechtliche
Kommission des Bundes Geldbussen verhängt, in
leichteren Versäumnissen dagegen Verwarnungen seitens
des Kantons erteilt. Verschiedenerorts konnte von
einer Verfügung der Zwangspacht oder zwangsweisen
Betriebsberatung nicht Umgang genommen werden.

3. Saatgutversorgung.

Die Vergrösserung der Anbauflächen sowie der
Bückgang des Saatgutimportes erforderten
Massnahmen zur Vermehrung der Saatgutproduktion. Als
Sondermassnahme ist daher den Kantonen wie im
Vorjahre die Produktion und Bereitstellung von
sogenanntem Aushilfssaatgut übertragen worden. Die
Produzenten waren gehalten, das über den Selbstbedarf

hinausgehende Saatgut auf Grund von Verträgen
abzuliefern. Die für Aushilfssaatgut vorzumerkenden
Felder wurden im Laufe der Vegetationszeit durch die
Gemeindeackerbaustellen sowie die Bezirkskomrnissäre
für Ackerbau besichtigt. Durch diese Massnahmen
konnte die Saatgutversorgung des eigenen sowie anderer
Kantone weitgehend sichergestellt werden. Zur
Lenkung der Saatgutfrage hat der Kanton eine konsultative

Kommission eingesetzt, bestehend aus Vertretern
der Produzenten, des freien und genossenschaftlichen
Handels sowie der Saatzüchterorganisationen.

4. Pflanzenschutz.

Die Verknappung der für die Verwendung von
Spritzmitteln verwendeten Bohstoffe, so vor allem des

Kupfers, führte zu Bationierungsmassnahmen, damit
der Kampf gegen Schädlinge tierischer und pilzlicher
Art hinreichend gesichert wurde. Dem Kanton Bern
sind seitens des Bundes zur Behandlung der Kartoffel-,
Obstbau-, Gemüse- und Bebbaubestände insgesamt
4,331,835 Einheiten zugeteilt worden, die entsprechend
den Anbauflächen bzw. Baumbeständen auf die
einzelnen Gemeinden zu verteilen waren. Wo es die
Umstände erforderten, mussten zum besondern Schutze
der Kulturen Sonderbewilligungen und Nachzuteilungen
verabfolgt werden.

5. Futtermittel.
Der Bückgang der Futtermittelimporte und das

Schwinden der angelegten Vorräte bedingten eine
weitgehende Lenkung in der Zuteilung. Dem Kanton wurde
vom Bunde unter drei Malen (Frühjahr, Sommer,
Winter) auf Grund der Viehbestände eine entsprechende
Menge zur Abgabe an die Gemeinden zur Verfügung
gestellt, wobei den Produktionsbedingungen in Bergend

Flachlandgemeinden Rechnung getragen wurde.
Die Zuteilung hat überdies Rücksicht zu nehmen auf:
Berglage Flachland, Zucht-, Mast-, Milchrichtung,
landwirtschaftlichen nichtlandwirtschaftlichen
gemischtwirtschaftlichen Betriebscharakter,
Altersklassen innerhalb der verschiedenen Tiergattungen,
Geschlecht, Sömmerungs- und Winterungsbetriebe,
besonders Geschädigte durch Naturkatastrophen (Hagel,

Feuer, Wasser, Wind), Sonderleistungen für Arbeiten
Dritter sowie Holzfuhrungen. Die grosse Mannigfaltigkeit

der Produktionsbedingungen und der rasche Wechsel
im Viehbestand bedingen eine ständige Anpassung und
Neubemessung der Futterquoten, was in einer wahren
Flut von Gesuchen zum Ausdruck gelangt.

6. Maschinenhaltung.
Die im Vorjahre im Interesse der Einsparung an

flüssigen Brennstoffen in die Wege geleitete Umbauaktion

wurde weitergeführt. Im Berichtsjahre konnte
das seinerzeit dem Kanton auferlegte Kontingent von
221 umzubauenden Traktoren mit 189 verwirklicht
werden, wovon 177 auf Holzgas und 12 auf
Holzkohlengas entfallen. Zur Erleichterung der damit
verbundenen finanziellen Belastung sind Zusatzentschädigungen

für Arbeiten im Interesse von Dritten im Betrage
von Fr. 16,100 ausgerichtet worden. Um die sich
in der Folge einstellenden Schwierigkeiten in der
Bedienung umgebauter Aggregate zu beheben, sind
technische Kurse zur Durchführung gelangt. Überdies
hatte der Kanton bei der technischen Prüfung und
Kontrolle der Maschinen organisatorisch mitzuwirken.

Die verhältnismässig starke Ausdehnung des Ackerbaues

im Voralpen- und Alpengebiet hat die Beschaffung
von Maschinen und Geräten bedingt. Um die
Erstehung der benötigten Objekte zu ermöglichen, hat der
Kanton in Verbindung mit den Bundesstellen die
Anschaffung von 109 neuen und 90 gebrauchten Geräten
unterstützt. Dies mit einer Kostensumme von Franken

178,800 und einem Subventionsbeitrag von Franken

39,200.

7. Urlaub und Dispensationen.
Die mit der Ausdehnung des Ackerbaues

einhergehende grössere Beanspruchung der Bauern und
Zugkräfte steht nach wie vor mit den militärischen Anforderungen

in einem gewissen Widerspruch. Es galt daher,
soweit möglich dahingehend bei den Armeestellen zu
wirken, dass den landwirtschaftlichen Arbeitsphasen
bei den Aufgeboten gebührend Bechnung getragen wird.
Leider konnte man aus den zahlreich eingegangenen
Gesuchen um Dienstbefreiung von Mann und Pferd
ersehen, dass dieser Zielsetzung seitens der Armee nicht
immer entsprochen werden konnte, das die
berichterstattende Direktion zeitweise stark in Anspruch nahm,
trotzdem sie eigentlich für dieses Gebiet nicht zuständig
war. In vielen Fällen war jedoch die Intervention von
Erfolg begleitet, und viel Unwille und Unzufriedenheit
konnte dadurch zugunsten von Volk und Armee
beigelegt werden.

8. Zementrationierung.

Trotzdem die steigenden Kosten die Landwirtschaft

vor Neu- und Umbauarbeiten weitgehend
abhalten, gibt es doch zahlreiche Fälle, in welchen der
Zustand der Gebäulichkeiten oder die veränderte
Betriebsweise (Einlagerungsräume, Keller, Jauchegruben,

Silokästen) bauliche Vorkehren erfordern.
Wenn auch soweit möglich das Holz als Baustoff
herangezogen wird, ist die Landwirtschaft doch für gewisse
Ausführungen ebenfalls auf Zement angewiesen. Die
zufolge der Kohlenknappheit verminderte Produktion
an Zement führte zur Bationierung desselben. Gesuch-
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einreichung und Begutachtung sind den Kantonen und
Gemeinden übertragen, wogegen der Entscheid hierüber
besondern Bundesstellen zusteht. Im Berichtsjahre sind
gegen 1500 Gesuche eingegangen; nach Abklärung
der Sachlage, teilweise an Ort und Stelle, wurden in
den meisten Fällen angemessene Quanten zugeteilt.

9. Pneubewirtschaftung.

Gummi als Einfuhrprodukt ist ein äusserst seltener
und gesuchter Stoff geworden, demgegenüber ist die
Landwirtschaft wie nie zuvor darauf angewiesen, dass
die maschinellen Aggregate wie Traktoren und
Kleinmotoren stets betriebsbereit sind. Die Ausscheidung
eines Pneukontingentes für die Landwirtschaft und
Zuteilung an die Verbraucher entsprechend der
Bedeutung der Maschinen in den einzelnen Betrieben hat
sich günstig ausgewirkt. Insgesamt gingen 150 Gesuche
ein, deren Begutachtung für den Kanton zufolge der
subjektiven Behandlung eine zeitraubende Arbeit
bedingte.

10. Baubewilligungen.

Zur materiellen und moralischen Hebung des
Ackerbaues ist eine Bewilligung einzuholen, wenn innert
der Vegetationsperiode und vor der ordentlichen Erntezeit

gebaut werden will. Die Zentralstelle für Ackerbau
hat den Sachverhalt der eingegangenen Gesuche jeweils
in Verbindung mit der für den Entscheid zuständigen
kantonalen Zentralstelle für Kriegswirtschaft nach
ackerbaulichem Gesichtspunkte aus beurteilt. Begreiflicherweise

gehen auf diesem Gebiete die Interessen der
Bauherren und diejenigen der Landesversorgung oft stark
auseinander; in einigen Fällen konnten jedoch durch
Verhandlungen Lösungen getroffen werden, die dem
Bausektor entgegenkamen ohne Verzicht der Vorrangstellung

der landwirtschaftlichen Produktion.

11. Torfausbeutung.

Die verminderten Kohleneinfuhrmöglichkeiten
haben die Torfausbeutung stark gefördert. Wenn vor
dem Kriege nur etwa in zwrei bis drei bernischen
Gemeinden regelmässig Torf gestochen worden ist, sind
es zurzeit rund deren 30. Auch hier stehen die
landwirtschaftlichen Interessen und diej enigen der Brennstoff-

Versorgung einander entgegen. Vom landwirtschaftlichen

Gesichtspunkte aus gilt es, die durch die
Torfausbeutung verursachten Schädigungen, wie tiefe Gruben,

Entwässerung von kultivierten Nachbargrundstücken,

Zerstörung von Drainageanlagen und Strassen-
böschungen sowie Entzug des Auslegelandes der
landwirtschaftlichen Produktion zu verhindern. Die
Bundesbehörden haben im Berichtsjahre keine durchgreifenden
gesetzlichen Grundlagen geschaffen, weshalb der Kanton
in dieser Beziehung eine geeignete Begelung anstrebte.

12. Niederlegen von Bäumen.

In Verbindung mit der Ackerbauausdehnung
können ausserhalb der Wälder wachsende Bäume,
Hecken und Sträucher niedergelegt werden, insofern
sie die Förderung des Acker- und Gartenbaues hemmen.
Wenn auch diese Bestimmung eine Berechtigung hat,
kommt es doch nicht selten vor, dass seine Anwendung
für Angelegenheiten persönlicher Art zu missbrauchen

versucht wird. Dieses Moment bedingt eine genaue
Abklärung des Tatbestandes im Einzelfalle.

13. Nationaler Wettbewerb der landwirtschaftlichen
Produktion.

Zur Hebung und Anerkennung der Arbeitsfreudigkeit
hat der Bund einen Wettbewerb ins Leben gerufen,

der von den Kantonen durchzuführen war. Pro 1942
sind Dankesurkunden verabfolgt worden an 646
Bauernfamilien, 51 Dienstboten und 235 Gemeindeackerbaufunktionäre.

Für das folgende Jahr wurden die
administrativen Vorarbeiten an die Hand genommen.

14. Kostenvergütung an die Gemeinden.

Wie im Vorjahre konnte den Gemeinden für ihre
Aufwendungen zur Ausdehnung des Ackerbaues wiederum

eine Vergütung ausgerichtet werden, wodurch ihnen
eine gewisse materielle Erleichterung zur Erfüllung der

an sie gestellten hohen Anforderungen zuteil w^urde.

In ähnlicher Weise hat der nationale Anbaufonds
durch Vermittlung und nach Überprüfung des Kantons
an 829 unbemittelte Gesuchsteller bis Ende 1942 eine

Summe von insgesamt Fr. 158,060.70 ausgerichtet
zur Förderung des Ackerbaues, wobei Fr. 87,757.20 à

fonds perdu, das Übrige als zinsfreies Darlehen.

Im Frühherbst mussten die Neuzuteilungen auf die

Gemeinden vorgenommen werden. Auf den Kanton
Bern entfielen 9420 ha zu Lasten des bisher bestehenden
Kulturlandes der Bauernbetriebe und 8140 ha für
Neulandgewinnung durch das Mittel der Drainage, Bodung
und Alpräumung. Nach vorgenommener Zuteilung
haben sich die bisher bestehenden Schwierigkeiten in

übermässigem Umfang gehäuft. Dies wirkt sich um so

ungünstiger aus, als auch die Hilfsstoffversorgung und
die Landesverteidigung an die Landwirtschaft höhere

Anforderungen stellen. Wenn das gesteckte Ziel erreicht
werden soll, müssen Bundes-, Kantons- und Gemeindeinstanzen

eng zusammenarbeiten und keine Mittel
unbenutzt lassen, die den Willen zur Opferbereitschaft
aller am Anbau Beteiligten heben.

IV. Landwirtschaftlicher Liegenschaftsverkehr
und Überwachung der Pachtzinse.

a. Liegenschaftsverkehr.

Um eine einheitliche Anwendung der BEB vom
19. Januar 1940 und 7. November 1941 über
Massnahmen gegen die Bodenspekulation und die
Überschuldung zu gewährleisten, haben die Begierungsstatthalter

gemäss § 2 der Verordnung vom 9. Dezember
1941 ihre Entscheide in allen jenen Fällen der
berichterstattenden Direktion einzureichen, wo der Kaufpreis
die Grundsteuerschatzung übersteigt oder der Erwerber
nicht Landwirt ist. Auf Grund dieser Bestimmung
hatten wir uns im Berichtsjahr mit 2423 Kaufverträgen
zu befassen. Ihre Überprüfung führte zu der
Feststellung, dass die Begierungsstatthalter sich ihrer
Aufgabe mit Hingabe und Geschick entledigen. Gegen ihre

Entscheide haben wir in 97 Fällen Einsprache erhoben.

Die von uns gestellten Bedingungen, wie Herabsetzung
des Kaufpreises, Leistung grösserer Anzahlungen,
Verzicht auf Parzellierung, Anmerkung von Auflagen im










































